
4 .  S O Z I A L F Ü R S O R G E

Demokratischer Ausbau der Sozialfürsorge der Gemeinden durch 
weitestgehende Heranziehung ehrenamtlicher Kräfte in Sozialaus­
schüssen. Engste Zusammenarbeit mit der Volkssolidarität. Zu­
sammenfassung der gesamten privaten Wohlfahrtseinrichtungen in 
den Ausschüssen der Volkssolidarität. Besondere Fürsorge für Schwer­
beschädigte, Alte, Invaliden, Gebrechliche, Blinde und Gehörlose. 
Vorbeugende Fürsorge für werdende und stillende Mütter, Säuglinge 
und Kinder.

Unterstützung sozialer Hilfloser, mit dem Ziel der Existenz­
sicherung durch Umgestaltung ihrer sozialen Lage. Unterhaltung von 
Reparaturwerkstätten für Bekleidung für Hilfsbedürftige und unver­
sorgte Familienlose.

Errichtung und Ausgestaltung von Schwangerenfürsorgestellen. 
Ausgestaltung der Kinderhorte, Krippen und Kindergärten. Land­
aufenthalt für Stadtkinder. Ferienfürsorge für Schulkinder. Örtliche 
Erholungsfürsorge für Kinder. Zusätzliche Schulspeisung. Erholungs­
heime für gesundheitsgefährdete Frauen und Kinder.

Sonderfürsorge für Opfer des Faschismus. Dauerpflegestellen für 
heimatlose Kinder und Jugendliche, Hauspflege für Wöchnerinnen 
und Kranke.

Neuregelung der Jugendsozialfürsorge und des Jugendschutzes, 
namentlich Betreuung gesundheitlich und sittlich gefährdeter Jugend­
licher.

Soziale Gerichtshöfe, insbesondere Jugendgerichtshilfe. Fürsorge 
für Häftlinge, Haftentlassene und deren Familien.

Neuordnung des Ausbildungswesens für das Fürsorge- und Pflege­
personal. Neugestaltung des Fürsorgedienstes durch die Sozialämter 
bei den Ländern und Provinzen.

Zusammenfassung und Neuordnung des Rechts der Sozialfürsorge.

5. F A M I L I E N F Ü R S O R G E

Keine Vorzugsstellung für kinderreiche Familien bei der Lohn­
gestaltung. Statt dessen Schaffung einer allgemeinen Familienaus­
gleichskasse zwecks Gewährung von Erziehungsbeihilfen für alle 
Kinder.
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